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Überlegungen zu einer 
verteilungsorientierten Umweltpolitik

UMWELTSCHUTZ

Jan Jarre, Hamburg

Die Frage der Verteilungswirkungen im Umweltbereich findet nicht nur in der wissenschaftlichen Lite
ratur ’), sondern auch in der Praxis staatlicher Umweltpolitik bisher wenig Beachtung. Den Trägern 
der Wirtschaftspolitik mangelt es vor allem an empirischen Grundlagen für eine verteilungsorientierte 
Umweltpolitik. Von besonderer Bedeutung sind dabei Kenntnisse über die Verteilung der bestehenden 
Umweltqualität auf verschiedene soziale Gruppen.

Eine m ittlerweile vorliegende, erste empirische 
Untersuchung zur verteilungspolitischen Be

deutung von Umweltschädigungen in der Bundes
republik kommt fü r die Region Ruhrgebiet zu dem 
Ergebnis2), daß

□  die Mehrzahl der Arbeiterwohngebiete und die 
Masse der Arbeiterbevölkerung des Ruhrgebiets 
im Jahre 1970 überdurchschnittlichen Schadstoff
belastungen — dabei meist mehreren Schadstof
fen gleichzeitig — ausgesetzt war. Die sozioöko- 
nomische Gruppe der Arbeiter ist deutlich stär
ker durch Umweltbelastungen betroffen als die 
Gruppen der Angestellten, Beamten und Selbstän
digen;

□  die Mehrzahl der Arbeiterwohngebiete durch 
mangelnde Gelegenheiten fü r die Tageskurzerho
lung in nahegelegenen (d.h . höchstens 1,25 km 
von der Wohnung entfernt liegenden) Grünanla
gen gekennzeichnet ist;

□  das schichtenspezifische Freizeitverhalten da
zu beiträgt, die unterschiedliche Immissionsbela
stung tendenziell zu verstärken, da bei Arbeitern 
und unteren Einkommensschichten, die im Wohn- 
bereich den höchsten Belastungen ausgesetzt 
sind, ein wohnungszentriertes Freizeitverhalten 
festzustellen ist;

□  die Erwerbsbevölkerung in den besonders 
durch Luftverunreinigungen betroffenen Arbeiter
gebieten des Ruhrgebiets überdurchschnittlich in 
Branchen beschäftigt ist, in denen erhöhte arbeits
platzbedingte Gesundheitsrisiken nachweisbar 
sind.

Dr. Jan Jarre, 28, ist wissenschaftlicher Assi
stent am Institut fü r Verkehrswissenschaft 
der Universität Hamburg. Er beschäftigt sich 
vorwiegend m it Fragen des Umweltschutzes.

Diese Ergebnisse zur umweltspezifischen Vertei
lungssituation im Ruhrgebiet führen folgerichtig 
zu den — aufgrund mangelnder empirischer 
Grundlagen — bisher in der umweltpolitischen 
Diskussion nicht angesprochenen Fragen, ob das 
bestehende Verteilungsmuster im Bereich der 
Umweltqualität politischen Zielsetzungen w ider
spricht und welche politischen Maßnahmen gege
benenfalls zur Korrektur der aufgezeigten Vertei
lungsdisparitäten erfolgversprechend eingesetzt 
werden können.

Verteilungspolitische Zielsetzung

Die Zielsetzung der politischen Entscheidungsträ
ger im Bereich der Verteilungspolitik ist durch 
ein hohes Maß inhaltlicher Unbestimmtheit ge
kennzeichnet. In der Praxis der W irtschaftspolitik 
zeichnet sich gleichwohl eine Zielsetzung ab, die 
auf einen Ausgleich der Einkommensunterschiede 
bzw. auf eine gleichmäßigere Verteilung der per
sonellen Einkommen gerichtet is t3). Jedoch be
stehen keine konkreten Vorstellungen darüber, 
welches Ausmaß der Einkommensnivellierung an
gestrebt werden sollte.

Im Hinblick auf den Aspekt der Umweltdisparitä
ten existieren keinerlei expliz it form ulierte Vertei
lungsvorstellungen der wirtschaftspolitischen Ent
scheidungsträger. Der Problemkomplex der Um
weltdisparitäten läßt sich allerdings — über per
sonelle Verteilungsüberlegungen hinaus — sach-

1) V g l. dazu J. J a r r e :  Verte ilun gspo litische Aspekte d er Um 
w eltp rob lem atik , in: W IR TS C H A FTS D IE N S T, 55. Jg . (1975), H. 12, 
S. 635 ff.
2) V g l. im fo lgenden d ie  V erte ilungsanalyse für d ie  Region Ruhr
g eb ie t bei J. J a r r e :  U m w eltbelastungen und Ihre Verteilung  
auf sozia le  Schichten (erschienen als Bd. 32 der Schriftenreihe  
d er Komm ission fü r w irtschaftlichen und sozia len  W andel), G öt
tingen 1975, S. 60 ff.
3) „Verte ilungspolitische Z ie lsetzungen . . .  in unserer G ese ll
schaft . . . sind darauf gerichtet, d ie  E inkom m en personell gleich
m äßiger zu verte ilen .“ (Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesam tw irtschaftlichen Entw icklung: Jahresgutachten 1972, Bonn 
1972, S. 159.)

WIRTSCHAFTSDIENST 1977/1 41



UMWELTSCHUTZ

lieh m it regionalpolitischen Zielsetzungen ver
knüpfen. Zentraler Anknüpfungspunkt ist dabei 
das regionalpolitische Ziel, gemäß dem Auftrag 
des Grundgesetzes die Einheitlichkeit der Le
bensverhältnisse im Bundesgebiet zu gewährlei
sten und insbesondere die Beseitigung übermäßi
ger Entwicklungsdisparitäten zwischen den Teil
regionen anzustreben. Regionale W irtschaftspoli
tik  w ird unter diesem Gesichtspunkt auch als 
„Redistributionspolitik sui generis“ 4) bezeichnet.

Die wenigen zielführenden Überlegungen der 
wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger in den 
Bereichen Einkommens- und Vermögenspolitik 
sowie in der Regionalpolitik lassen im Hinblick 
auf die vorliegende Problemstellung einer unglei
chen Verteilung von Umweltlasten lediglich Ana
logieschlüsse zu. Es ist in diesem Sinne davon 
auszugehen, daß in Anlehnung an verte ilungspoli
tische Zielsetzungen ebenfalls im Bereich der Um
weltlasten eine „gleichmäßigere“ Verteilung ziel
adäquat ist. Im Hinblick auf die vorgegebenen 
Zielsetzungen im Bereich der Um weltpolitik muß 
eine Nivellierung der schichtenspezifischen Um
weltbelastungen bei absolut steigendem Bela
stungsniveau allerdings vermieden werden. V iel
mehr w ird es notwendig sein, eine derartige Ni
vellierung bei allgemein sinkendem Niveau anzu
streben; m. a. W. die Umweltqualität muß im Ak
tionsbereich der besonders betroffenen Bevölke
rungsgruppen überdurchschnittlich verbessert 
werden.

Vernachlässigung der Verteilungsdisparitäten

An welche konkreten Verbesserungen dabei im 
Einzelfall zu denken ist, b leibt gleichwohl unbe
stimmt. Die weitere Zielkonkretisierung muß hier 
den politischen Entscheidungsträgern Vorbehalten 
b le iben5). Eine allgemeine verteilungspolitische 
Zielsetzung, die im folgenden im Hinblick auf den 
jeweiligen verteilungsrelevanten Objektbereich

(Wohnung, Freizeit, Arbeitsplatz) entsprechend zu 
modifizieren ist, reicht in diesem Falle aus, aus
gewählte Maßnahmen auf ihre verte ilungspoli
tische Bedeutung und Einsatzfähigkeit hin zu 
überprüfen.

Die bis heute bei vielen Bevölkerungsgruppen 
hinsichtlich der Umweltqualität vorherrschende 
„Inzidenzillusion“ 6) Ist sicherlich ein entscheiden
der Grund dafür, daß die politischen Entschei
dungsträger das Problem der Verteilungsdispari
täten im Bereich der Umweltqualität bisher weit
gehend vernachlässigten. Dem Problem der um
weltpolitischen Fehlentwicklungen wird vielmehr 
vor allem durch eine allgemeine, niveauorientierte 
Eindämmung der Umweltbeeinträchtigungen zu 
begegnen versucht. Bei weiterhin zunehmenden 
umweltpolitischen Forderungen wachsender Be
völkerungsgruppen ist jedoch davon auszugehen, 
daß in Zukunft Verteilungsgesichtspunkten im 
Rahmen der Um weltpolitik verstärkt Rechnung 
getragen w ird. Es g ilt somit im Hinblick auf eine 
verteilungspolitische Zielsetzung im Bereich der 
Umweltpolitik, zusätzliche Instrumente bereitzu
stellen bzw. vorliegende Maßnahmen neu zu ak
zentuieren.

Verteilungspolitische Möglichkeiten

Die Verteilungsdisparitäten im Bereich der Um
weltqualität können nicht isoliert gesehen werden, 
sondern sind zum großen Teil als Ausdruck und

4) K .-H . H a n s m e y e r :  Z ie le  und T räg e r reg iona ler Wirt
schaftspolitik, in: Schriften des Vere ins für S o cia lp o litik , N. F. 
Bd. 41, B e iträge  zur R e g io n a lp o litik , B erlin  1968, S. 36.
5) V erte ilu n g szie le  stehen bekannterm aßen In e in er potentiellen 
Konfliktbeziehung zu anderen — insbesondere effizienzorientier
ten -  w irtschaftspolitischen Z ie lsetzu ngen . Verteilungspolitische  
Z ie le  können som it selbstverständlich nicht losgelöst vom ge
sam twirtschaftlichen Z ie lk a ta lo g  verfo lgt w erden. D ie in einer 
G esellschaft anzustrebende U m w eltqu alitä t ebenso w ie  deren 
Verte ilun g  muß in le tz ter Instanz vom politischen Entscheidungs
träger vorgegeben w erden, w obei e in e  Inkaufnahm e bestimmter 
Einbußen an ökonom ischer Effizienz a lle rd ings  durchaus möglich 
erscheint.
6) V g l. E. N o w o t n y :  W irtschaftspo litik  und Umweltschutz,
Freiburg 1974, S. 255.

W E L T K O N J U N K T U R  
D I E N S T

Der Vierteljahresbericht, der von der Konjunkturabteilung des HWWA- 
Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg erarbeitet wird, analysiert 

Jahresbezugspreis und prognostiziert die wirtschaftliche Entwicklung in den wichtigsten
DM 60,— westlichen Industrienationen sowie auf den Weltrohstoffmärkten.

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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Konsequenz umfassender ..  d istribution forces 
at work in the economic system“ 7) zu werten. 
Aus diesem Grunde scheint die Überlegung nicht 
unplausibel, die Verteilung der Umweltqualität im 
Sinne der oben formulierten Zielsetzung durch 
Redistributionsmaßnahmen zu verbessern, die an 
der grundlegenden Verteilung der Einkommen 
und Vermögen ansetzen. Auf diese Weise könn
ten zum einen die finanziellen Voraussetzungen 
zur gleichmäßigeren Nutzung der positiven Um
weltverhältnisse insbesondere während der Frei
zeit geschaffen werden. Zum anderen würde das 
(einkommensbedingte) Interesse fü r die Erhaltung 
und Verbesserung der Umweltgüter bei den be
günstigten, unteren Einkommensschichten wach
sen. Dabei ist allerdings zu beachten, daß der 
Spielraum im Bereich der monetären Verteilungs
politik begrenzt ist, sollen nicht Einbußen bei an
deren gesamtwirtschaftlichen Zielen wie Wachs
tum und Vollbeschäftigung in Kauf genommen 
werden. Dies g ilt um so mehr in Zeiten geringer 
Wachstumsraten.

In dieser Lage scheint es um so notwendiger, die 
Möglichkeiten der monetären Verteilungspolitik 
durch Strategien und Maßnahmen einer — bisher 
erst In Ansätzen verfügbaren — nichtmonetären, 
direkt objektbezogenen Verteilungspolitik zu er
gänzen. Objektbezogene Maßnahmen8) — auf die 
im folgenden ausführlicher einzugehen sein wird 
-  müssen als direkte Veränderungen im Bereich 
der objektiven Verteilungsgegebenheiten anset
zen und in der Folge die Verteilung realer um
weltspezifischer Nutzen- und Schadenspositionen 
unmittelbar beeinflussen9). Die politische Einfluß
nahme zielt im Falle regionaler Umweltdisparitä
ten vor allem auf die bestehende Wirtschafts- und 
Siedlungsstruktur sowie auf die hier zugrundelie
genden, eher langfristig wirksamen Bestimmungs
faktoren. Verteilungspolitik ist damit stärker mit- 
tel- bis langfristig ausgerichtet und schwerpunkt
mäßig als regionale Entw icklungspolitik zu planen 
und einzusetzen.

Wohnungszentrierte Maßnahmen

Die oben umrissene, allgemeine verte ilungspoli
tische Zielsetzung stellt sich im Hinblick auf den 
hier angesprochenen, konkreten Objektbereich 
„Wohnen“ w ie fo lgt dar: Angestrebt w ird eine

?) A. M. F r e e m a n  III :  D istribution of Environm ental Quality, 
in: A. V . K n e e s e , B . T . B o w e r  (H rsg.): Environm ental 
Quality Analysis, B a ltim ore, London 1972, S. 275.

B) Selbstverständlich sind auch diese M aßnahm en zum eist nicht 
ohne den E insatz fin a n zie lle r M itte l durchführbar, so daß Eng
pässe im Bereich staatlicher A u sgabem öglichkeiten d ie  Durch
führung derartig er M aßnahm en behindern können.
9) Beim Einsatz d era rtig er M aßnahm en sind a lle rd in g s  poten tie lle  
Neben- und Folgew irkungen zu beachten und entsprechende kom 
pensatorische bzw. flan k ieren de M aßnahm en e inzuplanen , wenn  
etwa im Anschluß an den objektbezogenen Instrum enteneinsatz  
monetäre überw älzungsversuche (w ie M ieterhöhungen u. a.) der 
von den N ivellierungsm aßnahm en betroffenen W irtschaftssubjekte  
die verteilungspolitische Z ie lsetzung im Bereich d er Einkom m ens
und Verm ögensverteilung tenden zie ll konterkarieren.

Belastungsnivellierung in der Art, daß die im 
Wohnumfeld verschiedener sozialer Gruppen 
wirksamen Schadstoffbelastungen sich bei abso
lut sinkendem Niveau tendenziell angleichen. 
Grundsätzlich lassen sich zur Zielerreichung fo l
gende Strategien unterscheiden:

□  Bei Beibehaltung des bisherigen Wohnstand- 
orts w ird versucht, in den Wohnbezirken der ver
gleichsweise stärker durch Umweltbelastungen 
betroffenen sozialen Gruppen eine überdurch
schnittliche Schadstoffreduzierung zu verw irk
lichen.

□  Der gleiche verteilungspolitische Effekt kann 
durch den Wohnungswechsel stark belasteter 
Gruppen in Gebiete mit geringer Schadstoffbela
stung erzielt werden.

In Verbindung mit der ersten Strategie lassen sich 
zunächst ökonomisch-technische Maßnahmen 
(Auflagen, Verbote, Steuern) vorschlagen, die zur 
Verminderung von Emissionen an den unmittel
baren Quellen der Verunreinigungen ansetzen. 
Als konkrete Ansatzpunkte sind dabei die Roh- 
und Brennstoffbasis, die Technologie und die 
Emissionen des mit der Luftverunreinigung ver
bundenen Produktionsprozesses anzusehen, ln 
diesem Sinne wurden etwa in Nordrhein-Westfa
len branchenbezogene Verbesserungsprogramme 
entworfen und zum Teil bereits verwirklicht. Durch 
diese Maßnahmen (so z. B. die Begrenzung der 
staubförmigen Emissionen auf 150m gm 3n) konn
ten in verschiedenen Regionen des Ruhrgebiets 
nennenswerte Verbesserungen sowohl der Emis
sionsverhältnisse als ,auch der Immissionssitua
tion erzielt werden. Derartige Initiativen sind als 
Grundvoraussetzung fü r die allgemeine Verringe
rung der Immissionsbelastungen in den Ballungs
zentren anzusehen. Es ist dabei durchaus wahr
scheinlich, daß die absolut höchsten Senkungen 
des Belastungsniveaus in der nahen Werksumge
bung festzustellen sind und damit die augenblick
lich besonders benachteiligten sozialen Gruppen 
Vorteile realisieren können. Diese Feststellung 
wird vor allem für den Schadstoff Staub Gültigkeit 
haben, da dieser überwiegend im Nahbereich der 
Emissionsquelle zur Wirkung kommt.

Die mit den ökonomisch-technischen Maßnahmen 
bei den betroffenen Unternehmen zumeist verbun
denen Kostenerhöhungen führen in der Regel zu 
Preiserhöhungen zumindest in Höhe der durch
schnittlichen Zusatzkosten. Die resultierenden 
Preiseffekte können dabei — ebenso wie die Ver
besserungen der Umweltqualität — verteilungs
politisch durchaus relevant sein. A llerdings wird 
dieser verteilungspolitische Nebeneffekt — etwa 
im konkreten Fall des Ruhrgebiets — dann von 
untergeordneter Bedeutung sein, wenn durch ge
zielte umweltpolitische Maßnahmen starke regio
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nale und damit gruppenspezifische Verbesserun
gen der Immissionssituation erzielt werden kön
nen, die Preiserhöhungen sich dagegen auf den 
gesamten von den betroffenen Unternehmen be
dienten Wirtschafts raum verteilen. In diesem Fall 
dom iniert eindeutig der die stark belasteten Be
völkerungsgruppen begünstigende Verteilungs
effekt. Konflikte ergeben sich allerdings dann, 
wenn lokale Umweltschutzauflagen die Konkur
renzfähigkeit einzelner Unternehmen in Frage 
stellen und in der Folge Arbeitsplatzverluste für 
die Bevölkerung der umliegenden Region zu er
warten sind. Angesichts einer derartigen Entwick
lung sollte selbstverständlich eine vernünftige Do
sierung der Umweltauflagen angestrebt bzw. lang
fristig  eine Umstrukturierung des Arbeitsplatz
angebots induziert werden.

Raumordnungspolitische Möglichkeiten

Diese Probleme und die Tatsache, daß eine totale 
Verhinderung der Emissionen beim einzelnen 
Emittenten unmöglich erscheint, führen zu folgen
der Schlußfolgerung: Im Hinblick auf eine vertei
lungspolitische Zielsetzung reichen ökonomisch
technische Maßnahmen zur Emissionsreduzierung 
beim einzelnen Emittenten nicht aus. Vielmehr 
müssen diese instrumentellen Möglichkeiten um 
verschiedene raumordnungspolitische und städte
bauliche Maßnahmen ergänzt werden, die eine 
zusätzliche Entmischungs- und Verteilungsfunk
tion wahrnehmen. Derartige Maßnahmen kommen 
insbesondere dann in Betracht, wenn — wie etwa 
im Ruhrgebiet — die wirtschaftliche und sozial
räumliche Struktur durch eine historisch gewach
sene, ungeregelte Durchmischung von Industrie- 
und Wohngebieten mit den bekannten negativen 
Effekten für die wohnungsnahe Umweltqualität 
gekennzeichnet ist.

Maßnahmen der räumlichen Strukturierung von 
Lebensvorgängen auf allen Planungsebenen der 
Raumordnungspolitik (Bauleitplanung, Regional- 
und Landesplanung) sollen auch gemäß dem Um
weltprogramm der Bundesregierung dazu beitra
gen, daß „ . . .  der Zustand der Umwelt so bald 
und so nachhaltig wie möglich durch zusammen
fassende Schutzmaßnahmen verbessert (w ird)“ 10). 
Unter der Zielsetzung der Erhaltung bestehender 
Wohngebiete bieten sich dabei fü r raumordnungs
politische Maßnahmen folgende konkrete Ansatz
punkte:

G  Regionale Entlastungseffekte können durch 
die Anlage bzw. den Ausbau von Freizonen und 
Frischluitschneisen induziert werden, die den 
Luftaustausch zwischen Verdichtungsgebieten und 
angrenzenden, belastungsärmeren Regionen 
nachweislich verbessern. A llerdings besteht die

>o) Um w eltschutz: Das U m w eltprogram m  der Bundesregierung,
3. ergänzte A ufl., S tuttgart 1973, S. 40.

Schwierigkeit — Insbesondere in alten, dichtbe
bauten Stadtvierteln — darin, angemessene Flä
chen für entsprechende Grünzüge bereitzustellen.

□  Abschirmungsmaßnahmen gegenüber uner
wünschten Umweltbelastungen sind vor allem im 
Hinblick auf Lärmbelästigungen denkbar (Lärm
schutzwälle, Doppelfenster u. a.). Eine Abschir
mung gegenüber Luftschadstoffen ist ungleich 
schwieriger und nur in wenigen Fällen (Absorp
tion von Staubniederschlägen durch entsprechend 
ausgedehnte und gestaffelte Grüngürtel) erfo lg
versprechend.

ö  Die Standortverlagerung  störender Industrie
betriebe ist zum einen aus Kostengründen, zum 
anderen aufgrund der Tatsache, daß in Verdich
tungsräumen selten geeignete S tandortalternati
ven verfügbar sind, nur in Ausnahmefällen eine 
praktikable Möglichkeit. Auch hinsichtlich des Be
lastungsfaktors Verkehr sind „Standortverlagerun
gen“ etwa durch den Bau von Umgehungsauto
bahnen u. ä. nicht immer positiv zu bewerten, 
wenn etwa der neue „S tandort“ zur Beeinträchti
gung eines stark frequentierten Erholungsgebie
tes am Stadtrand führt.

Maßnahmen der Stadtplanung

Im Gegensatz zu der mit den obigen Maßnahmen 
angestrebten Verbesserung der Umweltqualität 
bei im wesentlichen unveränderter Wohn- und 
Siedlungsstruktur ist eine Modifizierung der Flä
chennutzungsstruktur im Sinne einer grundsätz
lichen Neukonzeption von Siedlungsgebieten 
denkbar. In diesem Fall kann die Sanierung, Er
weiterung oder völlige Neuanlage von Wohnsied
lungen von vornherein um umweit- und verte i
lungspolitisch akzentuierte Planungselemente er
gänzt werden. Im Rahmen von Sanierungs- und 
Erweiterungsvorhaben ist dabei neben der Ein
bettung der Wohnblöcke in großzügige Grünzo
nen mit möglichst hoher natürlicher Absorptions
kraft besonderes Gewicht auf den Abstand der 
Wohnungen zu emissionsintensiven Industrieanla
gen zu legen.

Abstandsregelungen wurden in Nordrhein-West- 
falen durch den sogenannten „Abstandserlaß“ 
von 1974 offiziell in die Planungspraxis einbezo
g e n ") . Dem „Abstandserlaß“ , der eine Verein
heitlichung der Stellungnahmen der staatlichen 
Gewerbeaufsichtsämter bezweckt, ist eine Ab
standsliste für über 200 verschiedene industrie lle 
und gewerbliche Anlagen beigefügt. Werden diese 
Abstände eingehalten, so ist in der Regel davon 
auszugehen, daß Gefahren oder erhebliche Be
lästigungen für die Bevölkerung nicht auftreten

” ) V g l. W . K n ö p k e :  Im m issionsschutz und P lanung, in: M in i
ster für A rbe it, G esundheit und S o zia les  des Landes N W  (Hrsg.): 
G rundlagen der Luftre inhaltung und der Lärm bekäm pfung in 
N o rd rh ein -W estfa len , D üsseldorf 1975, S. 104 f.
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werden, sofern die Anlagen dem neuesten Stand 
der Technik entsprechen.

Allerdings könnte bei konsequenter Anwendung 
dieser Liste im Rhein-Ruhr-Raum kaum ein Be
trieb ohne Abriß größerer Wohnbereiche erweitert 
und kein Stadtteil saniert werden, ohne Industrien 
stillzulegen. Insofern w ird auf Kompromisse nicht 
zu verzichten sein. Lassen sich ln Ballungsräu
men keine genügend großen Abstände zwischen 
Wohn- und Industrievierteln schaffen, so sollten 
in einer Randzone nur „saubere“ Gewerbebe
triebe, Verwaltungsgebäude, Lagerhallen u. ä. er
richtet werden, die als „Schutzbauten“ sowohl die 
Lärmbelästigung dämpfen als auch möglicher
weise als Strömungshindemis die Ableitung be
stimmter Schadstoffe aus dem unmittelbaren 
Siedlungsbereich begünstigen.

Generell ist in diesem Zusammenhang zu beach
ten, daß eine strikte  Trennung von Gewerbe- und 
Wohngebieten auch unter Umweltschutzgesichts
punkten keine sinnvolle Lösung ist. Vielmehr ist 
die Durchmischung der Wohngebiete mit umwelt
freundlichen Unternehmen und die dadurch er
zielte Annäherung der Lebensbereiche Wohnen 
und Arbeiten durchaus erstrebenswert, da der 
umweltbelastende Berufsverkehr auf diese Weise 
reduziert werden kann.

Ausrichtung von Planungsmaßnahmen

Aus ökonomischen sowie aus sozialen Gründen 
ist nur in schwerwiegenden Fällen der Immis
sionsbelastung von Wohngebieten eine Standort
verlagerung der Wohnungen erwägenswert. In 
diesen Fällen, ebenso wie im Fall der Neuanlage 
zusätzlicher Siedlungsgebiete, sind im Sinne der 
verteilungspolitischen Zielsetzung über die Be
rücksichtigung der bisher aufgeführten Maßnah
men hinaus weiterhin folgende Punkte zu be
achten:

□  Die einzelnen Siedlungsteile sollten so ange
ordnet sein, daß frische Luft aus belastungsarmen 
Gebieten ungehindert möglichst bis in den inner
sten Bereich herangeführt w ird. Damit verbunden 
ist die Schaffung wohnungsnaher Freizeit- und 
Erholungsflächen im gesamten Siedlungsgebiet.

□  Insbesondere m it der Standortplanung im so
zialen Wohnungsbau bietet sich die bisher a ller
dings eher vernachlässigte Chance einer geziel
ten, umweltbezogenen Verteilungspolitik zugun
sten benachteiligter Bevölkerungsgruppen.

Um von den hier vorgestellten Maßnahmen zur 
Verbesserung der umweltbezogenen Verteilungs
situation diejenigen auszuwählen, die einen mög
lichst hohen Zielerreichungsgrad gewährleisten, 
bietet sich die Durchführung vergleichender Im
missionsprognosen m it Hilfe der Immissionssimu

lation 12) an: Im Rahmen von Simulationsmodellen 
läßt sich die Wirkung alternativer, emissionsmin
dernder bzw. standortpolitischer Maßnahmen auf 
die regionale und gruppenspezifische Verteilung 
von Immissionskonzentrationen ermitteln und in 
der Folge die wirksamste Maßnahme bzw. Maß
nahmenkombination auswählen. In diesem Sinne 
ist es besonders dringlich, die Ermittlung von luft
hygienisch-meteorologischen Basisdaten durch 
den Ausbau bestehender Emissions- bzw. Immis
sionskataster voranzutreiben und die ermittelten 
Daten dabei sehr kleinräumig aufzubereiten. Denn 
die verteilungspolitische Zielsetzung macht es er
forderlich, die Planungsmaßnahmen — stärker als 
bisher üblich — auf die kleinräumigen Verhält
nisse auszurichten und nicht nur die großräumige 
Belastungssituation im Auge zu haben. So wichtig 
eine großräumige Planungsstrategie auch ist, sie 
muß unter verteilungspolitischer Zielsetzung 
durch kleinräumige Maßnahmen in Problemzonen 
ergänzt werden, deren Existenz häufig im Rahmen 
der raumordnungspolitischen Globalbetrachtung 
übersehen wird.

Freizeitpolitische Strategien

Die verteilungspolitische Zielsetzung kann im Be
reich der Freizeit durch die Angleichung der 
Chancen und Möglichkeiten der Freizeitentfaltung 
für verschiedene Bevölkerungsgruppen gefördert 
werden. Eine verteilungsorientierte Freizeitpolitik 
wird dabei weniger in Richtung auf individuelle 
Verhaltensänderungen etwa im Bereich der regio
nalen M obilität anzusetzen haben, sie wird viel
mehr unter dem Aspekt der Überwindung beste
hender regionaler Freizeitdefizite auszurichten 
sein.

Die überdurchschnittliche Umweltbelastung der 
Arbeiter während der Freizeit ist überwiegend auf 
die ungünstigen Umweltverhältnisse in der nahen 
Wohnungsumgebung zurückzuführen. Es bieten 
sich deshalb kompensatorische Maßnahmen an, 
die auf die grundlegende Verbesserung des woh
nungsnahen Erholungsangebots (etwa durch die 
Errichtung von Grünzonen u. a.) gerichtet sind. 
Dabei sollte im Hinblick auf die Möglichkeit zur 
Kurzerholung die Entfernung zwischen Wohnung 
und Erholungsgebiet möglichst nicht mehr als 
15 Gehminuten betragen. Soll der erwünschte Er
holungsnutzen nicht von vornherein beeinträchtigt 
werden, erfordert die zu gestaltende Grünanlage 
darüber hinaus eine bestimmte Mindestqualität. 
So ist — zumal in Gebieten m it überdurchschnitt
licher Schadstoffgrundbelastung — vor allem eine

’ 2) S im ulierte  Im m issionsw erte w erden m it H ilfe  d er m eteorolo
gischen Ausbreitungsrechnung auf d er Basis von Em issions
daten (z. B. Daten des Em issionskatasters) unter Berücksichti
gung der m eteorologischen Zustandsgrößen e ines  G eb ie tes e r
rechnet. Vg l. h ierzu ausführlicher M. B u c k :  Luftqualitätsüber
w achung in d er B u ndesrepublik  Deutschland — Konzept einer 
in tegrierten  Im m issionsüberw achung, Essen 1975, insbesondere  
S. 118 ff.
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bestimmte Mindestgröße erforderlich, soll die 
Grünzone nicht zum formalen Gestaltungselement 
m it rein dekorativer Funktion abgewertet werden. 
Ein besonderer Entlastungseffekt ist von der An
lage netzartiger Grünsysteme zu erwarten, die 
möglichst m it geeigneten öffentlichen Einrichtun
gen wie Schulen, Sportanlagen u. a. zu verflechten 
sind und als System grüner Verbindungswege 
eine „a lltäg liche“ Erholungsmöglichkeit bieten 
könnten. Im Hinblick auf eine großräumige Grün
raumgestaltung ist in diesem Sinne an ein durch
gängiges System regionaler Grünzüge zu denken, 
das mit den innerstädtischen Grünzonen verbun
den ist.

Die Schaffung von Erholungsmöglichkeiten in der 
nahen Wohnungsumgebung kann unter dem Ge
sichtspunkt der sich an Wochenenden bereits ab
zeichnenden Überlastung zahlreicher Naherho
lungsgebiete auch hier zu spürbaren Entlastungs
effekten führen. Wohnungsnahe Freizeit- und Er
holungsaktivitäten können im übrigen durch die 
Naherholung am Rande der Ballungszentren nur 
ergänzt, niemals jedoch ersetzt werden ,3). Insbe
sondere unter dem Aspekt der Kurzerholung sind 
Naherholungsräume ebenso wie Freizeitzentren 
von den einzelnen Wohnsiedlungen aus nicht 
immer m it einem notwendig geringen Zeitaufwand 
zu erreichen. In Abstimmung mit der Verkehrspla
nung würde hier eine bessere verkehrstechnische 
Verbindung von hochbelasteten Arbeitervorzugs
gebieten und Naherholungsräumen insbesondere 
durch schnelle öffentliche Verkehrsmittel zumin
dest partiell Abhilfe schaffen. In Verbindung mit 
der Schaffung kompensatorischer Erholungsge
biete in Wohnungsnähe könnte dadurch unter 
Umständen auch der umweltbelastende Indivi
dualverkehr an Wochenenden eingeschränkt wer
den. Die einseitige  und schwerpunktmäßige För
derung entfernterer Naherholungszentren muß da
gegen unter dem verteilungspolitischen Gesichts
punkt als nicht zieladäquat angesehen werden.

Arbeitsplatzpolitische Maßnahmen

Maßnahmen, die zur Senkung der berufsbeding
ten Unfall- und Erkrankungswahrscheinlichkeit 
beitragen und eine überdurchschnittliche Reduzie
rung der Schadensfälle in den stark gefährdeten 
Arbeiterberufen induzieren, können als verte i
lungspolitisch zielführend eingestuft werden. Ar
beitsplatzpolitische Maßnahmen zur Verringerung 
der Unfall- und Erkrankungshäufigkeit sind -  
über ihre verteilungspolitische Relevanz hinaus — 
ebenso von gesamt- wie von betriebswirtschaft
licher Bedeutung, so daß entsprechende Zielkon- 
flikte  hinsichtlich des Arbeitsschutzes eher zur

13) D ies g ilt zum  einen w egen der m angelnden M o b ilitä t gerade  
einkom m ensschw acher B evölkerungsgruppen, zum anderen w egen  
d er geringen zeitlichen  M öglichkeiten  großer B evölkerungsgrup
pen vor allem  an W erktagen.

Ausnahme gehören sollten. Dessen ungeachtet 
existiert in diesem Bereich ein erhebliches sozio- 
ökonomisches Konfliktpotential u ), da der Arbeits
schutz auch heute noch vielfach nur als belasten
der Kostenfaktor angesehen wird.

Von grundlegender Bedeutung fü r den schnellen 
und wirkungsvollen Einsatz von Maßnahmen im 
Bereich des Arbeitsschutzes sind die Bereitstel
lung und Erweiterung informativer Grundlagen 
etwa auf der Basis eines zentralen, arbeitsmedi
zinischen Erfassungs- und Auswertungssystems. 
Hierdurch könnten Ursachen und Schwerpunkte 
der Schadensfälle systematisch erm itte lt und vo ll
ständig dokumentiert werden, so daß in der Folge 
der Einsatz gezielter Vorsorgemaßnahmen mög
lich w ird. Auf einer derartigen informativen Grund
lage könnte wahrscheinlich auch die Frage der 
versicherungsrechtlichen Anerkennung  neuer Be
rufskrankheiten schneller und objektiver d iskutiert 
werden. Die offiz ielle  Anerkennung als Berufs
krankheit ist unter Vermeidungsaspekten von er
heblicher Bedeutung, da meist erst nach der Auf
nahme in die Berufskrankheitenliste intensive For- 
schungs- und Vermeidungsprogramme anlaufen, 
um die betreffende Erkrankungswahrscheinlich
keit zu reduzieren 15).

Über die umfassende Dokumentation der berufs
bedingten Erkrankungsfälle hinaus ist zusätzlich 
die betriebsinterne Messung schädlicher Immis
sionskonzentrationen an gefährdeten Arbeitsp lät
zen zu empfehlen, um auch hier gefährlichen Ent
wicklungstendenzen von vornherein begegnen zu 
können. So w ird etwa im Hinblick auf betriebliche 
Lärmbelastungen vorgeschlagen, von entspre
chenden Betrieben sogenannte „Lärm topogra
phien“ anzufertigen, um genau angeben zu kön
nen, wieviel Belegschaftsm itglieder in welchem 
Bereich welchem Lärm ausgesetzt sind. Konkrete 
Maßnahmen zur Verhütung von Berufskrankheiten 
können in der Folge nach den Prinzipien der Be
seitigung der Gefahrenquelle durch technische 
Neuerungen bzw. konstruktionsbezogene Verbes
serungen, der allgemeinen Abschirmung der Be
legschaft vor gefährlichen Belastungen sowie 
schließlich der Verwendung ind ividueller Schutz
maßnahmen durchgeführt werden. Dabei sollte 
insbesondere in der Phase der Neuanschaffung 
von Maschinen und Anlagen die Gesundheitskon
form ität entsprechend berücksichtigt werden. 
Nachträgliche Schutzmaßnahmen sind meist teu
rer, ihre Durchsetzbarkeit ist o ft schwieriger, und 
sie haben darüber hinaus häufig nicht den g le i
chen Wirkungsgrad w ie Lösungen, die schon bei 
der Konstruktion eingeplant wurden.

14) V g l. h ierzu z. B. den Band Industriea rb e it und G esundheits
verschleiß, D iskussion und Ergebnisse d er Tag ung: „Sicherheit 
am A rbe itsp la tz und U nfallschutz“, 2. A u fl., F rankfurt/M . 1975.

,s) Eine derartig e  Entw icklung läßt sich etw a im F a lle  d er Lärm 
erkrankungen festste llen .
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